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m.E. drei Viertel der Gesellschafter, die zugleich drei Viertel des Stamm-

kapitals reprásentieren, zustimmen (Art. 403 Abs. 2 PGR). Fraglich ist, ob

mit dem Verweis auf die Zustimmung bei der Abtretung auf sämtliche

Zustimmungsbestimmungen verwiesen wird, insbesondere auch darauf,

dass das Zustimmungserfordernis in den Statuten abbedungen werden

kann. Des Weiteren ist nicht geklärt, ob die Übertragung durch das Ge-

richt im Rechtsfürsorgeverfahren gestattet werden kann. Das Gesetz

schweigt sich hierüber aus. Aufgrund des Wortlautes dieser Bestimmung

wird m.E. nur auf das qualifizierte Zustimmungserfordernis von drei Vier-

tel der Gesellschafter verwiesen.

Ist die Zustimmung nicht zu erlangen und leistet der Erbe oder Vermächt-

nisnehmer oder der Erwerber bei ehelichem Güterrecht innert

angemessener Frist nicht volle Einzahlung, so ist sein Anteil nach den Be-

stimmungen über das Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit eines

Gesellschafters zu verwerten, wenn der Anteil nicht gemäss Anordnung

der Gesellschaft von einem Dritten erworben wird (Art. 404 Abs. 3 PGR).

M.E. sind somit die Bestimmungen des Art. 405 PGR sinngemáss anzu-

wenden.

Die Bestimmungen des Art. 404 PGR sind auch beim Erwerb eines Anteils

infolge Auflósung von Verbandspersonen, Firmen und Gesellschaften

durch die Gesamtrechtsnachfolger entsprechend anzuwenden (Art. 404

Abs. 4 PGR).

Nach der in der Schweiz herrschenden Meinung erfolgt der Rechtsüber-

gang von Gesetz wegen bereits aufgrund des entsprechenden erb- oder

ehegüterrechtlichen Vorgangs. Bis zur definitiven Anerkennung des Erwer-

bers als neuen Gesellschafter besteht ein  Schwebezustand. Die

Zustimmung durch die übrigen Gesellschafter stellt somit eine Resolutiv-

 

58 WoHLMANN, 361; Es spielt keine Rolle, ob die Rechtsfolge aufgrund eines gesetzlichen oder eines

gewillkürten Tatbestandeserfolgt.
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